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Stellungnahme zum E-DRAS 8 Anderungen des DRS 20 Konzernla-
gebericht 

Sehr geehrter Herr Professor Barckow, 

vielen Dank fill-  die MOglichkeit der Stellungnahme zum DRAS 8 Ande-
rungen des DRS 20 Konzernlageberichts, der wir hiermit gem nachkom-
men. 

Der BDI hat den Gesetzgebungsprozess zum Gesetz zur Starkung der 
nichtfinanziellen Berichterstattung der Unternehmen in ihren Lage- und 
Konzernberichten (CSR-RUG) aktiv begleitet und das Konzept einer 
1:1-Ubernahme der europaischen Vorgaben begrill3t. Danach muss die 
nichtfinanzielle Erklarung den Grundsatzen der bisherigen Finanzbericht-
erstattung auch weiterhin gentigen. Es gilt der Wesentlichkeitsgrundsatz 
fur die nichtfinanzielle Konzernerklarung, wonach nur Angaben zu ma-
chen sind, die far das Verstandnis des Geschaftsverlaufs, des Geschafts-
ergebnisses, der Lage sowie der Auswirkungen seiner Geschaftstatigkeit 
auf die berichtspflichtigen nichtfinanziellen Aspekte erforderlich sind. 

Der Wesentlichkeitsgrundsatz muss die Richtschnur far die Ausgestal-
tung der nichtfinanziellen Konzernerklarung sein. Wir begriDen daher die 
Vorgehensweise des DRSC, mit dem DRAS 8 zum DRS 20 Konzernlage-
bericht die gesetzlichen Bestimmungen zu konkretisieren, ohne darither 
hinauszugehen. Diesem Anspruch folgend, dtirfen sich die Erganzungen des 
DRS 20 zur nichtfinanziellen Konzernerklarung nur auf die zwingend mate-
rielle Pflichtberichterstattung gegentiber dem Status Quo beschranIcen. 
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Aus diesem Anspruch ergeben sich aus unserer Sicht notwendige Anderun-
gen des DRAS 8 zur Verbesserung des Informationsgehalts nichtfinanziel-
ler Berichtsinhalte und zur Steigerung der Aussagekraft der Lageberichter-
stattung ilber die ktinftige Unternehmensentwicklung. 

A) Grundsitzliche Anmerkungen zum E-DRAS 8: 

1. Stellenwert Gesetzesbegriindung vs. Gesetzestext 

Die Inhalte des E-DRAS 8 orientieren sich groBtenteils an der Gesetzesbe-
grtindung. Rechtssystematisch entfaltet die Gesetzesbegriindung keine un-
mittelbare Gesetzeswirkung und hat damit nicht denselben Stellenwert wie 
der Gesetzestext. Wir halten daher die undifferenzierte Wiedergabe von Ge-
setz und Gesetzesbegrundung im DRAS 8 insofern far nicht angemessen, 
da der DRS 20 allein der Gesetzesbegrtindung zusatzliche Anforderungen 
an die Berichterstattung entnimmt. In der Gesetzesbegrandung enthaltene 
Hilfestellungen fur die Unternehmen werden hingegen nicht tibernommen. 
Dazu zählt bspw. der Hinweis auf eine Uberschneidung von Due Diligence-
Prozessen mit dem Risikomanagement und dem internen Kontrollsystem. 

2. flber das Gesetz hinausgehende Regelungen 

Wie in der Antwort auf Frage 5 erlautert, geht der DRAS 8 ilber die gesetz-
lichen Anforderungen hinaus. 

Zusatzlich sehen wir im dem Verbot von Verweisen auf den Konzernan-
hang in Tz. 244 und 256 einen Widerspruch zum Gesetzeswortlaut. § 289c 
Abs. 3 Nr. 6 HGB schreibt „soweit es fur das Verstandnis erforderlich ist, 
Hinweise(n) auf im Jahresabschluss ausgewiesene Betrage und zusatzliche 
Erlauterungen dazu" vor. Zusatzlich empfiehlt der DRS 20 in Tz. 289 den 
Verweis auf die im Konzernabschluss gebildeten Rackstellungen fur um-
weltrelevante Sachverhalte. Hierdurch wird em n Verweis auf die dazugehori-
gen Anhangangaben impliziert. Die Hinterlegung eines generellen Verweis-
verbotes vom Lagebericht auf den Anhang erscheint damit gesetzlich nicht 
begrtindbar. 

Dieses Verbot ist ftir uns auch vor dem Hintergrund nicht nachvollziehbar, 
dass dieselbe Textziffer explizit sowohl Verweise von einem gesonderten 
nichtfinanziellen Bericht auf den in einem anderen Dokument enthaltenen 
Lagebericht wie auch Verweise auf Angaben auBerhalb des besonderen Ab-
schnitts, jedoch innerhalb des anderen Konzernberichts und damit u. U. auf 
Angaben mit geringerer/ohne Priffungsgilte, gestattet. 

Warum dann Verweise innerhalb desselben Dokuments auf einen Berichts-
bestandteil mit hoherer Prtifungsgtite und damit hoherer Sicherheit far den 
Adressaten untersagt sein sollen, halten wir far wenig adressatengerecht. 
Zudem fordert die Untersagung der Verweismoglichkeit die Anzahl von 
Dopplungen zwischen Lagebericht und Abschluss, ohne neue Informatio-
nen zu liefern und tragt damit zum breit diskutierten Disclosure Overload 
bei. 



3. Struktur und Regelungstiefe der vorgeschlagenen Anderungen 

Aus unserer Sicht erhoht der DRAS 8 die Komplexitat des DRS 20 und ge-
fahrdet seine Obersichtlichkeit. Unter Frage 5 haben wir dazu zahlreiche 
Beispiele aufgefuhrt, die fiber die Gesetzesvorgaben hinausgehen und durch 
die Regelungstiefe zur Untibersichtlichkeit beitragen. 

Dartiber hinaus sehen wir keine Notwendigkeit, Regelungen zum Geltungs-
bereich und zu den Befreiungen mit den ausfuhrlichen Beispielen wie etwa 
in Tz. 286 aufzuftihren. Weiter sehen wir keine Notwendigkeit far eine 
Aufahlung der nicht finanziellen Leistungsindikatoren (im Folgenden 
NFLI) im DRAS 8. Die bisherige Regelung im DRS 20 sollte beibehalten 
werden. Es gilt schon jetzt, dass die Wahl und Ausgestaltung der bedeut-
samsten NFLI vom Geschaftsmodell des Untemehmens abhangen. Der bis-
herige Anspruch der intemen Steuerung stellt diesen Anspruch sicher. Eine 
Vorabauswahl der NFLI ftihrt zu einer Checklistenmentalitat aller Beteilig-
ten und wiirde unseres Erachtens weniger dem Aussagegehalt dienen, son-
dem ware mit dem Risiko einer Informationsuberfrachtung verbunden. 

Zudem sind ftir nichtfinanzielle Leistungsindikatoren in zwei Textziffem 
(Tz. 107 und 286) Beispiele aufgeftihrt, die sich unterscheiden und deren 
Notwendigkeit fraglich ist. 

B) Beantwortung der gestellten Fragen 

Frage 1: Definition von Risiko 

Vorbehalte bestehen gegen die Anderung der Risikodefinition. Die allge-
meine Risikodefinition darf nicht geandert werden, da die Risikobetrach-
tung der nichtftnanziellen Erklarung deutlich von der der allgemeinen Lage-
berichterstattung abweicht. Die Risikobetrachtung mit der Darstellung der 
negativen Prognose- bzw. Zielabweichung erfolgt nur in Bezug auf das Un-
temehmen. 

Die Vorgabe des CSR-RUG weitet die Risikoberichterstattung zu den be-
richtspflichtigen Aspekten zvvar auf die Angaben zu Auswirkungen der Ge-
schdftstatigkeit aus. Danach ist iiber wesentliche Risiken zu berichten, wenn 
sehr wahrscheinlich schwerwiegende negative Auswirkungen der Ge-
schaftstatigkeit auf die nichtfinanziellen Aspekte erwartet werden oder be-
reits vorliegen. Die Schwere der Auswirkungen soil nur nach ihrem Aus-
maB und ihrer Intensitat und nach § 289c Absatz 4 Nr. 4 HGB abhangig von 
Relevanz und VerhaltnismaBigkeit beurteilt werden. Eine Darstellung der 
Prognose- und Zielabweichung der Risiken ist nicht gefordert. 

Die Vorgaben aus § 289c Absatz 4 HUB wirken sich auch nicht auf die bis-
herige Risikoberichterstattung aus. Wesentliche Risiken fur die Unterneh-
mensentwicklung sind demnach auch dann zu berichten, wenn die Kapital-
gesellschaft kein Konzept zum Umgang mit einem oder mehreren nichtfi-
nanziellen Aspekten hat. 
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In dem Zusammenhang mochten wir darauf hinweisen, dass die Nettobe-
trachtung der Risiken nach den Grundsatzen der Lageberichterstattung als 
sachgerecht beurteilt wird und es den Untemehmen freigestellt bleiben 
muss, welche Darstellungsart der Risiken gewahlt wird. Eine Bruttobetrach-
tung widerspricht dem Wesentlichkeitsgrundsatz und erhoht nicht die Aus-
sagekraft der Berichterstattung. 

Frage 2: Vollstandige Integration der Angaben der nichtfinanziellen 
Konzernerklarung in den Konzernlagebericht 

Wir stehen den Empfehlungen zur Kennzeichnung der Angaben zur nichtfi-
nanziellen Erklarung im integrierten Lagebericht kritisch gegentiber, da dies 
nicht im CSR-RUG vorgesehen ist. Die Bezeichnungspflicht wUrde die Les-
barkeit nicht erhohen, da Inhalte verschiedenen Zwecken dienen konnen. So 
miissten manche Inhalte mehrfach gekennzeichnet werden. Die Empfehlung 
einer Kennzeichnung flihrt zudem zu einer Uberbetonung der nichtfinanzi-
ellen Informationen gegeniiber den finanziellen und greift in die Gestal-
tungsfreiheit des Berichterstatters em. Die Begrtindung, dadurch die Ver-
gleichbarkeit zwischen den Konzemen zu erhohen, erscheint zweifelhaft, da 
mangels einheitlicher Definitionen eine Vergleichbarkeit der nichtfinanziel-
len Angaben regelmaBig nicht gegeben sein kann. 

Frage 3: Geschaftsmodell 

Da nur Anderungen aus dem CSR-RUG gegentiber dem Status quo im 
DRS .20 erganzt werden sollten, konnen wir nicht nachvollziehen, warum 
eine Anderung zur Darstellung des Geschaftsmodells vorgeschlagen wird. 
Jegliche Anderungen im DRS 20 suggerieren den Anwendem, dass sich die 
Berichtspflicht gegentiber dem Status quo geandert hat. Da dies weder be-
absichtigt noch erforderlich ist, pladieren wir daftir, die bestehende Rege-
lung unverandert beizubehalten. 

Frage 4: Berichtspflichtige Aspekte 

Die Aufnahme eines solchen Hinweises ist aus unserer Sicht nicht erforder-
lich. Die Vorschrift in § 289c Abs. 2 HGB, dass sich die nichtfinanzielle Er-
klarung zumindest auf die genannten Aspekte beziehe, ist aus unserer Sicht 
eindeutig formuliert und weist klar darauf hin, dass weitere Aspekte in Be-
tracht kommen konnten. 

Der DRS 20 sollte nicht tiber die gesetzlichen Vorgaben hinausgehen. Da-
her bedarf die Formulierung in Tz. 259 „muss Angaben zu bestimmten As-
pekten beinhalten" der Anpassung. Nach § 289c Abs. 2 HGB „bezieht sich  
die nichtfinanzielle Erkleirung zumindest auffolgende Aspekte". Es wird 
also hier lediglich normiert, welche Aspekte grundsatzlich ftir eine Be-
richtspflicht in Betracht kommen. Eine konkrete Angabepflicht ist in die-
sem Absatz nicht enthalten. Diese ist in § 289c Abs. 3 HGB geregelt „Zu 
den in Absatz 2 genannten Aspekten sind ... jeweils diejenigen Angaben zu 
machen,..." und unterliegt letztlich immer der Prtifung der Wesentlichkeits-
anforderung. 
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Der DRS 20 sollte, wenn notwendig, die gesetzlichen Regelungen konkreti-
sieren. Im DRS sollte daher klargestellt werden, wenn unwesentliche Kon-
zepte bestehen, diese nicht berichtet werden mtissen und eine Fehlanzeige 
mit Begrtindung auch nicht in Betracht kommt, da diese inhaltlich unzutref-
fend ware. 

Frage 5: Berichterstattung auf Sachverhaltsebene 

Das Gesetz normiert eine Berichtspflicht auf Ebene der Aspekte. Die vorge-
schlagenen Reglungen des DRS 20, die eine Berichtspflicht auf Sachver-
haltsebene vorsehen, gehen fiber das Gesetz hinaus. Die vorgeschlagenen 
Konkretisierungen des DRS 20 zu den Anforderungen des § 289c Abs. 3 
HGB halten wir daher far nicht hilfreich. Die folgenden geforderten Anga-
ben gehen iiber das Gesetz hinaus: 

Zu Tz. 265. 
Die Vorgabe zur „Einbindung der Konzemleitung und etwaiger weiterer In-
teressenstrager (z. B. Arbeitnehmer)" zur Darstellung der verfolgten Kon-
zepte. 

Zu Tz. 267. 
Die Angaben zu AusmaB und Zeitbezug der Ziele wenn dieser intern festge- 
legt werden. 

Zu Tz. 268. 
Die Angaben zu Zeitbezug und Inhalt bei der Darstellung der MaBnahmen. 

Zu Tz.269. 
Die Angaben zu den vom Konzem angewandten Verfahren zur Erkennung, 
Verhinderung und Abschwachung von bestehenden oder moglichen negati-
ven Auswirkungen in Bezug auf einen berichtspflichtigen Aspekt bzw. 
Sachverhalt. 

Zu Tz. 272. 
Die Empfehlung anzugeben, bis zu welcher Tiefe der Lieferkette nichtfi- 
nanzielle Themen adressiert werden. 

Zu Tz. 273. 
Die Angaben iiber die Einbindung der Konzemleitung. 

Zu Tz. 275. 
Die Angaben zu Ergebnissen der verfolgten Konzepte durch Darstellung 
des AusmaB der Zielerreichung und des Standes der MaBnahmenrealisie-
rung. 

Zu Tz. 276. 
Die Angaben, wenn em n Konzept zu keinen Ergebnissen gefiihrt hat. 

Zu Tz. 281. 
Die Vorgabe er Anwendung der allgemeinen Regeln der Tz. K137 bis 
K145 sowie die Tz. 149 bis Tz. 164 zur Darstellung der Risiken. 
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Zu Tz. 284. 
Die Vorgabe einer selbststandigen Darstellung der bedeutsamsten nichtfi-
nanziellen Leistungsindikatoren unter Beachtung der Tz. 106, 108, 109 und 
113. 
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Zu Tz. 285. 
Die Festlegung auf eine selbststandige Darstellung durch leichte Identifi-
zierung und Auffindbarkeit und durch eine Abgrenzung von der Analyse 
des Geschaftsverlaufs wie auch durch die Verwendung von Tabellen. 

Zu Tz. 286. 
Die Aufzahlung moglicher nichtfinanzieller Leistungsindikatoren. 

Zu Tz. 289. 
Der Vorschlag im Zusammenhang mit Umweltbelangen auf im Konzernab-
schluss gebildete Riickstellungen far umweltrelevante Sachverhalte hinzu-
weisen ohne auf fiber die Angaben im Konzernabschluss hinausgehenden 
Einzelbetrage anzugeben. 

Anstatt eine Reihe von zusatzlichen Angabepflichten aufzuftihren, die sich 
nicht direkt aus dem Gesetz ableiten, ware es aus Sicht der Anwender deut-
lich hilfreicher, wenn das DRSC darstellt, welche Neuregelungen aus dem 
CSR-RUG bereits von den bisherigen Berichtspflichten abgedeckt sind und 
daher keine neuen Berichtsanforderungen enthalten. 

Frage 6: Verhaltnismal3igkeit der Berichterstattung 

Der in der Richtlinie im Erwagungsgrund 8 hinterlegte Grundsatz der Ver-
haltnismaBigkeit der Angabepflichten hatte bereits im Gesetz adaquat be-
rticksichtigt werden sollen. Die jetzt im DRAS 8 geforderte Uberpriifung 
des Kosten-Nutzen-Verhaltnisses auf Ebene der Unternehmen fiihrt zu zu-
satzlichem Aufwand. Selbiges gilt flir die in Tz. 280 geforderte Berticksich-
tigung der Kosten der Lieferanten. Auch diese diirften den berichtenden 
Unternehmen regelmaBig nicht bekannt sein und mtissten daher erhoben 
werden, was selbst bereits Aufwand bei den berichtenden Unternehmen so-
wie bei den Lieferanten erzeugt. Deutlich hilfreicher ware flir die Anwender 
des DRS 20 eine Klarstellung, dass trotz der zusatzlichen gesetzlichen Re-
gelungen zu Risiken aufgrund der Wesentlichkeitsanforderungen keine 
neuen Risiken als bisher zu berichten sind. 

Mir Rtickfragen stehen wir gem zur Verftigung. 

Mit freundlichen Grithen 
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